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28. Fachgespräch der Clearingstelle EEG
„Rechtsfolgen bei Meldeverstößen"

Am 12.10.2017 veranstaltete die Clearingstelle EEG im Tagungs-

zentmm Aquino in Berlin ihr 28. Fachgespräch mit ca. 140 Teil-

nehmem zum Thema Rechtsfolgen bei Meldeverstößen.

Hanna Schumacher (BMWi) referierte eingangs über die Ver-
ringemng von Zahlungsansprüchen im EEG 2017 bei Meldever-
Stößen, wenn Anlagen nicht an die Bundesnetzagentir (BNetzA)

gemeldet werden. Sie ging auf Arten und Ziele von Meldepflich-
ten ein. Neben der Meldung von Stammdaten im Marktstamm-

datenregister (MaStR) seien auch Bewegungsdaten jährlich an
den Netzbetreiber (NB) zu melden. Zu der Rechtsfolge bei Melde-
verstoßen in § 52 EEG 2017 hob sie hervor, dass die Regelung die
Rechtsfolgen gegenüber dem EEG 2014 abmildere. Alsdann setzte
sie sich mit dem BGH-Urteil vom 05.05.2017 (Az.: Vffl ZR 147/16)
zu Rückforderungsansprüchen des NB gegen den Anlagenbe-

treiber (AB) bei unterbliebener Meldung seiner PV-Anlage an die
BNetzA auseinander: Der BGH habe in seiner Würdigung die
Ubergangsregelung in § 100 Abs. 2 Satz 2 EEG 2017 für Anlagen
mit Inbetriebnahme vor dem 01.08.2014 wohl übersehen und sich

stattdessen auf § 100 Abs. l Nr. 3b EEG 2017 gestützt. Dies sei so

vom Gesetzgeber nicht beabsichtigt.

Peter Stratmann und Dr. Philipp Wolfshohl (BNetzA) gaben
einen Überblick über die MaStRV. Sie bedauerten, dass das MaSfR
nicht mehr im Jahr 2017 in Betrieb genommen werden könne.

Peter Stratmann erläuterte sodann Aufbau und Zweck des MaStR

und betonte, dass keine neuen Marktrollen oder Meldepflichten

entstanden seien. Jedoch sehen die Ubergangsvorschriften auch

eine Meldung von Bestandsanlagen vor. Die Fristen in der MaStRV

müssten aufgmnd des verzögerten Starts des MastR überarbeitet

werden. Die Registrierung von Anlagen werde durch andere Mel-

deangebote auf der Internetseite der BNetzA gewährleistet. Er un-

terstrich zudem, dass die gemeldeten Daten keine feststellende

Wirkung auf das Vorliegen von Tatsachen hätten. Die Datenver-

antwortlichkeit würde beim Datenverwender liegen.

Gerhard Denk (PwC) befasste sich mit der Testiemng bei
nachträglichen Änderungen. Er erläuterte den Rahmenstandard

IDW EP S 970 und die aus Sicht eines Wirtschaftsprüfers notwen-
digen Fristen des EEG 2017. Er verdeutlichte die Auswirkung von
Meldepflicht^erstößen auf das Prüfungsurteil eines Wirtschafts-
prüfers und bemängelte, dass Nachtragsprüfangen im EEG zum

Regelfall geworden seien.

Nachfolgend stellte Dr. Beatrice Brunner (Clearingstelle EEG)
die anlagenbetreiberseitigen Melde- und Mitteilungspflichten in
den verschiedenen Fassungen des EEG und die Empfehlung

2016/32 der Clearingstelle EEG vor. Dabei ging sie auf mögliche
Konstellationen für Neu- und Bestandsanlagen ein, in denen die

unterlassene Meldung zur Verringerung des Zahlungsanspmchs

führt. Außerdem erörterte sie den Zeitraum der Vergüüingsverrin-

gemng und die Meldefristen nach der Anlagenregisterverord-

nung. Abschließend legte sie die Folgemngen der in der Empfeh-
lung getroffenen Aussagen für die Rechtslage nach dem EEG
2017 dar.

Dr. Helmut Loibl (Paluka Sobola Loibl & PartnerRechtsan-
walte) berichtete über Rechtsfolgen bei Meldeverstößen aus der
anwaltlichen Praxis. Er empfahl eine freiwillige Meldung im
MaStR, um eine Vergütmgsvemngerung zu vermeiden sowie die

fristgerechte Abgabe der Konformitätserklärung, damit ein Mel-
deverstoß keine vollständige Vergütungsreduktion bedinge. Die
Entscheidung des BGH halte er für fehlerhaft, da der BGH den
anzuwendenden § 100 Abs. 2 Satz 2 EEG 2017 übersehen habe.

Abschließend ging er auf Rückforderungsansprüche des NB und
etwaige Gegenansprüche des AB ein.

Aus der anwaltlichen Praxis berichtete auch Martin Stangl
(Schulz Noack Bärwinkel Rechtsanwälte PartmbB). Er unterstrich
zunächst, dass der BGH die Regelung des § 100 Abs. 2 Satz 2
EEG 2017 nicht übersehen habe. Des Weiteren stellte er verschie-

dene Beratungssituationen vor, wobei er zwischen der Abwehr

von Vergütungsfordemngen von AB gegenüber NB und der Rück-

fordemng überbezahlter EEG-Förderung eines NB unterschied.

Rene Walter (Fachverband Biogas e.V.) beleuchtete das Thema

aus Anlagenbetreiberperspektive. Er bezweifelte die Verhältnis-

mäßigkeit einer ggf. existenzgefährdenden Sanktion wie der Ver-

gütungsreduzierung, die zugleich an eine komplexe und unklare

Rechtslage gebunden sei. Ausgehend von unterschiedlichen Fall-

konstellationen unterzog er die Sanktionen einer verfassungs-

rechtlichen Prüfung.

Christoph Weißenborn (BDEW e.V.) befasste sich abschließend
mit dem Thema aus Netzbetreib ersieht. Er stellte die Registrie-

mngspflichten aus dem EEG 2009 bis EEG 2017 dar und widmete
sich der Sanktioniemng bei Nichtmeldung nach dem EEG 2017.
Er kritisierte das o. g. BGH-Urteil dahingehend, dass der vom BGH
als lex specialis eingestufte § 100 Abs. l Nr. 3b EEG 2017 gegen-
über § 100 Abs. l Satz 5 EEG 2017 ein lex prior sei, welcher vom
lex posterior verdrängt werde.

Weitere Informationen zu dem Fachgespräch erhalten Sie un-

terwww.clearingstelle-eeg.de/fachgespraech/28.
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